
Das europäische Bankenpaket – Die 
Überarbeitung der EU-​Bankenregulierung

Um die in der globalen Finanzkrise der Jahre 2007/​2008 zutage getretenen Schwächen aus-

zuräumen, erfolgten in mehreren Schritten umfassende Regulierungsvorhaben im Bereich Finanz-

dienstleistungen.

Auf internationaler Ebene wurden durch das Basel II-​Rahmenwerk die Vorgaben zur Eigenkapital-

ausstattung der Banken verschärft und Liquiditätsstandards neu eingeführt. Bereits im Jahr 2013 

wurde durch die neu erlassene Capital Requirements Regulation (CRR) und eine Änderung der 

Capital Requirements Directive (CRD IV) ein erster Teil der Basel III-​Standards in europäisches Recht 

überführt. Mit dem Bankenpaket werden nun weitere, wesentliche Bestandteile des Ende 2017 

endgültig fertig gestellten Basel III-​Rahmenwerks auf europäischer Ebene durch Änderungen der 

CRR (CRR II) und CRD (CRD V) umgesetzt. Die Bundesbank begrüßt, dass die Standards weitgehend 

entlang der internationalen Vorgaben umgesetzt werden und bei Abweichungen Besonderheiten 

des europäischen Marktes Rechnung getragen werden sollen.

Das EU-​Bankenpaket ändert und ergänzt außerdem das Anfang 2015 in der EU eingeführte neue 

Abwicklungsregime durch die Umsetzung des vom Rat für Finanzstabilität (FSB) entwickelten Stan-

dards für die Gesamtverlustabsorptionsfähigkeit (Total Loss Absorbing Capacity: TLAC), die nur für 

global systemrelevante Banken gelten. Zudem werden auch die Mindestanforderungen an das 

Haftkapital für den Abwicklungsfall für alle europäischen Banken (Minimum Requirements for 

Eligible Own Funds and Liabilities: MREL) angepasst. Die strengeren neuen Regelungen erhöhen 

das für den Fall einer Abwicklung zur Verfügung stehende Haftkapital (Bail-​in-​Kapital) in den 

Banken und verbessern dadurch deren Abwicklungsfähigkeit. Dies reduziert das Risiko, dass bei 

Bankenabwicklungen auf öffentliche Mittel zurückgegriffen wird und führt somit zu einem engeren 

Gleichlauf von Kontrolle und Haftung.

Das Bankenpaket stellt einen ausgewogenen Kompromiss dar und stärkt die Stabilität und Wider-

standskraft des europäischen Bankensystems. Zu begrüßen ist, dass im Bankenpaket wesentliche 

administrative Erleichterungen für kleine, nicht komplexe Institute vorgesehen sind, ohne diese von 

quantitativen Vorgaben zu entlasten. Diese Entwicklung ist angesichts der zunehmenden 

Komplexität der Bankenregulierung und der steigenden Compliance-​Kosten ein wichtiger Schritt 

in Richtung einer adressatengerechteren proportionalen Regelsetzung. Daran anknüpfend sollte 

dieses Ziel bei der noch ausstehenden Umsetzung des Basel III-​Reformpakets von Ende 2017 weiter 

verfolgt werden.
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Einleitung

Mit dem Bankenpaket wird ein weiterer wich-

tiger Meilenstein auf dem Weg erreicht, die im 

Zuge der Finanzkrise identifizierten Regelungs-

lücken und -schwächen zu beseitigen. Zudem 

wird –  entsprechend der Schlussfolgerungen 

des Rates der EU vom Juni 2016 – der Weg zur 

Vollendung der Bankenunion durch Maßnah-

men zur Verringerung der Risiken im Banken-

sektor weiter geebnet.

Die neuen Regeln setzen Elemente der im 

Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) 

und im FSB vereinbarten Änderungen bezie-

hungsweise Ergänzungen des Regulierungsrah-

mens um. Dazu gehören risikosensiblere Kapi-

talanforderungen, insbesondere im Hinblick auf 

das Marktrisiko, sowie die Einführung einer ver-

bindlichen Verschuldungsquote und einer ver-

bindlichen strukturellen Liquiditätsquote. Ferner 

müssen Banken künftig einen Mindestbetrag an 

Kapital halten, das im Sanierungs- beziehungs-

weise Abwicklungsfall zur Deckung von Verlus-

ten zur Verfügung steht, womit Stützungsmaß-

nahmen der öffentlichen Hand vermieden wer-

den sollen. Darüber hinaus berücksichtigt das 

Bankenpaket den Proportionalitätsgedanken 

viel stärker als bislang. Diese Maßnahmen ver-

ringern künftig die operativen Belastungen von 

kleinen, nicht komplexen Instituten, vor allem 

hinsichtlich der Vorschriften zu Meldewesen, 

Offenlegung und Vergütung. Das Bankenpaket 

umfasst zudem eine Reihe von weiteren Maß-

nahmen: darunter zum Beispiel die Anfor-

derung an Institute aus Drittstaaten mit um-

fangreichen Aktivitäten in der EU, ein zwischen-

geschaltetes Mutterunternehmen in der EU zu 

errichten, sowie die Konkretisierung des An-

wendungsbereiches von Pillar-2-​Kapitalanfor-

derungen und makroprudenziellen Instrumen-

ten.

Zur Umsetzung der vorgenannten Anpassungen 

waren umfangreiche Änderungen der CRR1), 

der CRD2), der BRRD (Bank Recovery and Reso-

lution Directive3)) und der SRMR (Single Resolu-

tion Mechanism Regulation4)) erforderlich.5)

Wesentliche Änderungen 
in der CRR und CRD

Marktrisiken

Als Ergebnis der Überarbeitung der Regelungen 

zur Ermittlung der Eigenkapitalanforderung für 

Marktpreisrisiken veröffentlichte der Baseler 

Ausschuss im Januar 2016 das neue FRTB-​Rah-

menwerk.6) Mit dem Fundamental Review of 

the Trading Book (FRTB) wurden sowohl der 

Standard- als auch der Modelleansatz konzep-

tionell und methodisch erheblich überarbeitet 

sowie die Handelsbuchdefinition angepasst und 

konkretisiert.7) Zeitgleich mit der Verabschie-

dung des Basel III-​Reformpakets im Dezember 

2017 wurde der Termin für die von Basel ange-

strebte Umsetzung des FRTB um drei Jahre auf 

den 1. Januar 2022 verschoben.

Im Januar 2019 wurde das neue Baseler Markt-

risiko-​Rahmenwerk in aktualisierter und erwei-

terter Form beschlossen und veröffentlicht.8) Es 

enthält: technische Änderungen des FRTB-​

Modelleansatzes, die die Zulassungskriterien 

eines Modells sowie die Art und Höhe der Kapi-

talunterlegung wenig liquider Risikofaktoren 

betreffen, technische Änderungen des FRTB-​

Standardansatzes inklusive einer veränderten, 

weniger konservativen Kalibrierung sowie die 

Einführung eines vereinfachten Standardansat-

zes in Form des (neu kalibrierten) Basel II-​Stan-

dardansatzes für weniger handelsaktive Insti-

tute.

In der EU erfolgt die Umsetzung der neuen 

FRTB-​Regelungen stufenweise. Während die 

Das Banken-
paket ergänzt 
die Postkrisen
agenda im 
Bankensektor

Veröffentlichung 
des überarbeite-
ten FRTB-
Rahmenwerks

Stufenweise 
Umsetzung

1 Verordnung (EU) Nr. 575/​2013 vom 26. Juni 2013.
2 Richtlinie 2013/​36/​EU vom 26. Juni 2013.
3 Richtlinie 2014/​59/​EU vom 15. Mai 2014.
4 Verordnung (EU) Nr. 806/​2014 vom 15. Juli 2014.
5 Siehe EU-Amtsblatt L150 vom 7. Juni 2019: Die Änderun-
gen der CRR sind grundsätzlich zwei Jahre nach Inkrafttre-
ten erstmalig anzuwenden; letzteres ist wiederum 20 Tage 
nach Veröffentlichung (also am 27. Juni 2019) im EU-​Amts-
blatt erfüllt. Die neuen Regelungen der CRD V sind grund-
sätzlich 18 Monate nach Inkrafttreten anzuwenden.
6 https://www.bis.org/bcbs/publ/d352.pdf.
7 Zu den wesentlichen Bestandteilen des FRTB vgl.: Deut-
sche Bundesbank (2018).
8 https://www.bis.org/bcbs/publ/d457.pdf.
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grundlegenden Regelungen Teil des Banken-

pakets sind, sollen einige Anpassungen des 

Baseler Rahmenwerks aus dem Jahr 2019 noch 

im Laufe dieses Jahres im Rahmen eines de-

legierten Rechtsaktes der Europäischen Kom-

mission umgesetzt werden.9)

Die Anwendung des FRTB durch die Institute 

beginnt in einem ersten Schritt lediglich in Form 

einer Meldeverpflichtung: Diese soll für den 

FRTB-​Standardansatz ein Jahr und für den 

Modelleansatz drei Jahre nach Erlass des oben 

genannten delegierten Rechtsaktes beginnen. 

Die Eigenmittelunterlegung selbst wird für eine 

bestimmte Übergangszeit jedoch weiterhin an-

hand der aktuell geltenden Regelungen berech-

net. Diese Übergangsphase wird mit Inkraftset-

zung des FRTB für die Berechnung der Eigen-

mittelanforderungen enden. Die konkrete Aus-

gestaltung der Eigenmittelanforderung wird 

Gegenstand eines Gesetzesvorschlags sein, den 

die Europäische Kommission bis Mitte 2020 vor-

legen soll.

Da der FRTB zunächst nur als Meldeverpflich-

tung eingeführt wird, müssen Banken bisherige 

Verfahren und neue FRTB-​Ansätze parallel ver-

wenden. Dies bedeutet einerseits zusätzlichen 

Aufwand, andererseits erlaubt es Banken und 

Aufsicht, vor Einführung des FRTB für die tat-

sächliche Eigenmittelunterlegung mehr Erfah-

rung mit den neuen Ansätzen zu sammeln.

Verschuldungsquote

Mit dem Bankenpaket werden auch die beste-

henden EU-​Vorschriften zur Verschuldungs-

quote (Leverage Ratio: LR) an die überarbeite-

ten Baseler Vorgaben angepasst. Die LR soll die 

risikobasierten Eigenkapitalanforderungen er-

gänzen und eine risikounabhängige Mindest-

ausstattung der Banken mit Eigenkapital sicher-

Anwendung 
FRTB – 
Meldungen

Beginn 
FRTB-Kapital
anwendung

Einführung einer 
verbindlichen 
Mindestanfor-
derung an die 
LR in Höhe 
von 3 % 

Marktrisiken (Fundamental Review of the Trading Book)

Überblick über den Baseler Fundamental Review of the Trading Book (FRTB)

Einführung in der EU
– Gestaffelte Einführung für neuen SA und IMA
– Zunächst lediglich als Meldevorschrift (SA ab 2020; IMA ab 2023)
– Umsetzung der neuen Handelsbuchabgrenzung und der Kapitalanforderung noch nicht terminiert

Deutsche Bundesbank

Abgrenzung Handelsbuch / Anlagebuch:
– Wesentliches Zuordnungskriterium von Instrumenten zum Handelsbuch ist weiterhin die Handelsabsicht
– Zusätzlich sind instrumentenspezifische Zuordnungen zu Handels- und Anlagebuch vorab festgelegt
– Umwidmung von Positionen wird beschränkt und erfolgt ohne potenzielle Kapitalersparnis

Expected Shortfall 
(ES)

Ausfallrisiko-
Komponente 

(DRC)

Nicht- 
modellierbare 
Risikofaktoren 

(NMRF)

Sensitivitäts-
basierter Ansatz zur 

Messung linearer 
und nichtlinearer 

Risiken

Ausfallrisiko- 
Komponente  

(DRC)

Pauschaler  
Zuschlag  

(Residual Risk 
Add-on) 

* Zusätzlich zum neuen FRTB-SA bleibt der bisherige Marktrisiko-
standardansatz als „simplified standardised approach“ für kleine, 
wenig handelsaktive Banken bestehen.

Standardansatz (SA)*Interner Modelleansatz (IMA)

FRTB-Säule-1-Kapitalanforderung

9 Die Europäische Kommission soll den delegierten Rechts-
akt bis zum 31. Dezember 2019 erlassen. Die neue Abgren-
zung des Handelsbuches ist nicht im Umfang dieses de-
legierten Rechtsaktes enthalten.
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stellen. Analog zu den Baseler Vorgaben be-

stimmt sich die LR in der EU als Quotient aus 

dem aufsichtlichen Kernkapital (Zähler) einer 

Bank und ihrer Gesamtrisikopositionsmess-

größe, die grundsätzlich alle bilanziellen sowie 

außerbilanziellen Positionen erfasst (Nenner). 

Die LR, die aktuell lediglich an die Aufsichts-

behörden zu melden und offenzulegen ist, wird 

in der EU zur verbindlichen Mindestanforderung 

– eine Bank muss zukünftig eine LR von wenigs-

tens 3 % aufweisen.

Hält die Aufsichtsbehörde die LR-​Mindestanfor-

derung für unzureichend, um das institutsspezi-

fische Risiko einer übermäßigen Verschuldung 

zu adressieren, kann die Behörde nach den 

neuen Vorgaben der CRD V darüber hinaus eine 

ergänzende LR-​Anforderung verhängen.

Zusätzlich zur LR-​Mindestanforderung und der 

gegebenenfalls ergänzenden LR-​Anforderung 

muss eine Bank, die als global systemrelevantes 

Institut (G-​SRI) eingestuft worden ist, künftig 

einen ergänzenden LR-​Puffer einhalten. Dieser 

beträgt 50 % des risikobasierten G-​SRI-​Kapital-

puffers. Mit dem LR-​Puffer soll den von G-​SRIs 

ausgehenden höheren Risiken für die Finanzsta-

bilität Rechnung getragen werden. Verfügt ein 

G-​SRI nicht über genügend Kernkapital, um sei-

nen LR-​Puffer einzuhalten, unterliegt es Aus-

schüttungsbeschränkungen, und es muss einen 

Kapitalerhaltungsplan bei der Aufsicht ein-

reichen.

Während die Methodik zur Berechnung der LR 

im Wesentlichen mit dem Baseler Rahmenwerk 

übereinstimmt, weicht die europäische Umset-

zung mit einer Vielzahl spezifischer Ausnahmen 

für bestimmte Geschäfte und Geschäftsmodelle 

von Basel ab. Beispiele sind die Nichtanrech-

nung von bestimmten Exportfinanzierungen 

oder von durchgeleiteten Förderdarlehen sowie 

Erleichterungen beispielsweise für Bausparkas-

sen.

Sämtliche aus der CRR II resultierende Änderun-

gen am europäischen LR-​Rahmenwerk sowie 

die neu eingeführte Mindestanforderung sind 

Einführung der 
Möglichkeit 
ergänzender LR-
Anforderungen 
nach aufsicht-
lichem Ermessen 

Einführung eines 
LR-Puffers für 
G-SRIs in Höhe 
von 50 % der 
risikobasierten 
G-SRI-Puffer-
quote 

EU-spezifische 
Abweichungen 
vom Baseler 
LR-Standard 
auf Basis 
wirtschafts
politischer 
Erwägungen 

Verschuldungsquote:  
weitere Arbeiten der 
Europäischen Banken-
aufsichtsbehörde und der 
Europäischen  Kommission

Zur Überarbeitung des EU- Rahmen-

werks zur Verschuldungsquote (Leverage 

Ratio: LR) sind Mandate für die Euro-

päische Bankenaufsichtsbehörde (Euro-

pean Banking Authority: EBA) und die 

Europäische Kommission vorgesehen.

Die EBA wird darin beauftragt, die tech-

nischen Standards zum Meldewesen und 

zur Offenlegung der LR anzupassen. 

Hierbei wird ein Schwerpunkt der Arbei-

ten auf Risikopositionen liegen, die be-

sonders anfällig für sogenanntes Win-

dow Dressing sind. Dabei geht es um die 

Veränderung von Geschäftsaktivitäten 

zu den Melde- und Offenlegungsstich-

tagen, um verbesserte aufsichtliche 

Kennziffern ausweisen zu können. Des-

halb steht bereits fest, dass große Ban-

ken derartige Positionen zukünftig häufi -

ger als in der zurzeit vorgegebenen Drei-

monatsfrequenz zu berechnen haben.

Außerdem muss die Europäische Kom-

mission bis zum 31. Dezember 2020 prü-

fen, ob eine LR- Pufferanforderung auch 

für anderweitig systemrelevante Banken 

eingeführt werden soll.
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erstmalig zwei Jahre nach Inkrafttreten der 

CRR II anzuwenden. Lediglich die Einführung 

des zusätzlichen LR-​Puffers für G-​SRIs erfolgt 

entsprechend der Baseler Umsetzungsfrist zum 

1. Januar 2022.

Strukturelle Liquiditätsquote

Mit der strukturellen Liquiditätsquote (Net 

Stable Funding Ratio: NSFR) wird die beste-

hende allgemeine Anforderung10) an eine an-

gemessene stabile Finanzierung, die in der CRR 

zunächst als reine Meldeverpflichtung umge-

setzt war, nun als Mindestanforderung etab-

liert. Damit werden die vom Baseler Ausschuss 

im Oktober 2014 veröffentlichten Regelungen 

zur NSFR in EU-​Recht umgesetzt.

Die NSFR ergänzt die seit Oktober 2015 in der 

EU angewandte, auf die Sicherstellung der kurz-

fristigen Zahlungsfähigkeit ausgerichtete Liqui-

ditätsdeckungsanforderung (Liquidity Coverage 

Requirement: LCR) um die Anforderung eines 

auf längere Frist stabilen Verhältnisses der Fris-

tenstrukturen von Aktiv- und Passivgeschäften. 

Demnach muss die Summe der verfügbaren sta-

bilen Refinanzierung (Passiva) mindestens der 

Summe der erforderlichen stabilen Refinanzie-

rung (Aktiva) entsprechen.11) Der NSFR liegt da-

bei grundsätzlich ein Zeithorizont von einem 

Jahr zugrunde,12) das heißt, Passiva mit längeren 

Restlaufzeiten gelten als „verfügbare stabile Re-

finanzierung“ beziehungsweise Aktiva mit län-

gerer Liquiditätsbindung als „erforderliche sta-

bile Refinanzierung“.

Ziel der NSFR ist es, übermäßige Laufzeitinkon-

gruenzen zwischen Aktiv- und Passivseite bezie-

hungsweise Abhängigkeiten von kurzfristigen 

Finanzierungsgeschäften zu vermeiden. Damit 

soll das Risiko begrenzt werden, dass in länger 

andauernden Stresssituationen durch zu hohe 

Mittelabflüsse die Refinanzierungsbasis erodiert.

Bei der Umsetzung der NSFR sind die EU-​spe-

zifischen Elemente der LCR-​Umsetzung (z. B. die 

Definition und Gewichtung von liquiden Aktiva) 

übernommen worden. Zusätzlich gibt es punk-

tuelle Abweichungen von den Baseler Vorgaben 

bei der Kalibrierung13) sowie einige spezifische 

Vorschriften zu bestimmten Instrumenten.14) 

Damit werden einerseits europäische Besonder-

heiten berücksichtigt, andererseits sollen sie an 

der Stelle, an der die entsprechenden Vorschrif-

ten vorläufig sind beziehungsweise einer Revi-

sionsklausel unterliegen, den Instituten eine an-

gemessene Zeit für die Anpassung an die als 

sehr streng erachtete Baseler Kalibrierung ein-

räumen. Dementsprechend ist die europäische 

NSFR zunächst insgesamt weniger konservativ 

kalibriert.

Als weitere EU-​Besonderheit besteht im Sinne 

einer proportionalen Regulierung die Möglich-

keit, kleinen, nicht komplexen Instituten künftig 

alternativ die Anwendung einer vereinfachten 

NSFR zu erlauben. Mit der vereinfachten NSFR 

soll insbesondere der Aufwand für die Generie-

rung der für die NSFR-​Meldungen erforder-

lichen Daten reduziert werden. Dies wird im 

Wesentlichen durch zusammengefasste Mel-

dekategorien beziehungsweise Laufzeitbänder 

erreicht. Infolge der hierdurch vereinzelt erfor-

derlichen Rekalibrierung von Gewichtungs

faktoren ist die vereinfachte NSFR im Ergebnis 

strenger als die allgemeine NSFR.

Vollständige 
Umsetzung der 
neuen Baseler 
Liquiditäts
standards

Regulatorischer 
Ansatz der NSFR

Vermeidung 
übermäßiger 
Laufzeit
inkongruenzen

Abweichungen 
vom Baseler 
Rahmenwerk

Vereinfachte 
strukturelle 
Liquiditätsquote 
für kleine und 
nicht komplexe 
Institute

10 Vgl.: Art. 413 CRR.
11 Dabei werden Passiva und Aktiva gemäß ihrer dauerhaf-
ten Verfügbarkeit bzw. Liquiditätsnähe unter Berücksich-
tigung des mittelfristigen Finanzierungsbedarfs aus außer-
bilanziellen Positionen gewichtet.
12 Wobei insbesondere auf der Aktivseite auch zwischen 
den Laufzeitbändern „weniger als sechs Monate“ und „min-
destens sechs Monate und weniger als ein Jahr“ differen-
ziert wird.
13 Insbesondere werden die stabilen Refinanzierungsanfor-
derungen an sog. Aktiva der Stufe 1 sowie an kurzfristige 
(d. h. mit Restlaufzeiten von weniger als sechs Monaten) 
Forderungen gegen Finanzkunden gesenkt.
14 Insbesondere die Einstufung von Aktiva und Verbindlich-
keiten im Zusammenhang mit konkreten Produkten und 
Dienstleistungen (z. B. der Durchleitung von Förderkrediten 
oder bestimmten, selbst emittierten gedeckten Schuldver-
schreibungen) als interdependent, die durch eine pauschale 
Gewichtung von 0 % (oder Nullgewichtung) faktisch von 
der NSFR ausgenommen werden.
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Standardansatz für das 
Kontrahentenausfallrisiko

Das Kontrahentenausfallrisiko ist das Risiko 

eines Ausfalls der Gegenpartei von (insbeson-

dere derivativen) Geschäften vor der abschlie-

ßenden Abwicklung der mit diesen Geschäften 

verbundenen Zahlungen. Zur Messung des Aus-

fallrisikos von Derivategeschäften für das Kon-

trahentenausfallrisiko gibt es derzeit drei 

standardisierte Ansätze: die Ursprungsrisiko-

methode, die Marktbewertungsmethode und 

die Standardmethode. Während die Ursprungs-

risikomethode nur von Instituten mit kleinem 

Handelsbuch verwendet werden darf, nutzen 

fast alle deutschen Handelsbuchinstitute die 

Marktbewertungsmethode; die Standard-

methode wird nicht genutzt.

Mit der CRR II wird nun ein neuer Standard-

ansatz für das Kontrahenten​ausfallrisiko (Stan-

dardised Approach for Counterparty Credit Risk: 

SA-​CCR) zur Messung des Risikopositionswertes 

eingeführt, der die drei bisherigen standardisier-

ten Ansätze ersetzen wird. Der Baseler Aus-

schuss entwickelte den SA-​CCR, um die Sensiti-

vität der Risikomessung zu erhöhen und be-

kannte Defizite der bisherigen standardisierten 

Ansätze zu beseitigen. So werden insbesondere 

Nachschussvereinbarungen (Margining) erst-

mals und Aufrechnungsvereinbarungen (Net-

ting) wesentlich angemessener berücksichtigt. 

Zudem ist der neue Ansatz auf eine Vielzahl von 

Derivatetransaktionen anwendbar und einfach 

zu implementieren.

Analog zur Marktbewertungsmethode werden 

im SA-​CCR zwei Komponenten zur Berechnung 

des Risikopositionswertes herangezogen (siehe 

oben stehendes Schaubild). Die erste Kom-

ponente sind die aktuellen Wiederbeschaf-

fungskosten (Replacement Costs: RC). Sie ent-

sprechen dem aktuellen positiven Marktwert 

der Positionen mit einem Kontrahenten. Die 

zweite Komponente erfasst die potenziellen 

künftigen Risikopositionswerte (Potential Future 

Exposure: PFE). Diese reflektieren das Risiko 

einer Wertsteigerung des Kontraktes zwischen 

Ausfall des Kontrahenten und Neuabschluss mit 

einem anderen Kontrahenten. Auf die Summe 

beider Komponenten wird ein pauschaler Auf-

schlag von 40 % zur Abdeckung möglicher-

weise unterschätzter Risiken erhoben.

Auch hier sind die Regelungen proportional 

ausgestaltet: Institute mit kleinem beziehungs-

weise sehr kleinem Handelsbuch dürfen verein-

fachte Varianten des SA-CCR für ihre Berech-

nungen nutzen und werden dadurch operativ 

entlastet.

Neuer Standard-
ansatz für das 
Kontrahenten-
ausfallrisiko 
SA-CCR ersetzt 
die bisherigen 
Standardansätze

SA-​CCR 
berücksichtigt 
Margining und 
Netting

Proportionalität

Standardansatz für das Kontrahentenausfallrisiko 
(Standardised Approach for Counterparty Credit Risk: SA-CCR)

Deutsche Bundesbank

EAD = 1,4 x (Replacement Costs + Potential Future Exposure)

Risikopositionswert = 1,4 x 
(Wiedereindeckungsaufwand + potenzieller künftiger Risikopositionswert)

Add-On 
Zins

Add-On
Wechselkurs

Add-On
Kredit

Add-On 
Aktien

Add-On
Rohwaren

Add-On
Rest

Add-Onaggr = ∑ Add-Onasset class

PFE = Multiplikator x Add-Onaggr
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Änderungen der Großkredit-
vorschriften

Aus der Umsetzung der Baseler Vorgaben für 

Großkredite ergeben sich folgende wesentliche 

Änderungen: Als Kapitalbasis kann künftig nur 

noch Kernkapital (Tier 1-​Kapital) angesetzt wer-

den. Damit verringert sich der Spielraum zur 

Vergabe von Großkrediten. Die bisherige Rege-

lung, nach der auch ein gewisser Anteil von Er-

gänzungskapital bei der Festlegung von Groß-

kreditobergrenzen berücksichtigt werden 

konnte („eligible capital“), entfällt. Somit liegt 

zukünftig ein Großkredit vor, wenn eine Risiko-

position gegenüber einem Kunden oder einer 

Gruppe verbundener Kunden 10 % oder mehr 

des Kernkapitals beträgt (Großkreditdefinitions-

grenze). Die Höhe der Großkreditobergrenze15) 

bleibt grundsätzlich bei 25%, künftig jedoch 

auch bezogen auf das Kernkapital des Instituts. 

Für Risikopositionen zwischen G-​SRIs wird die 

Großkreditobergrenze auf 15 % abgesenkt. 

Außerdem muss ein Institut, sofern es zur Be-

rechnung der Eigenmittelanforderungen für das 

Kreditrisiko eine Kreditrisikominderungstechnik 

angewandt hat, diese künftig auch für die Be-

rechnung einer Risikoposition im Großkredit-

regime verwenden.

Weitere Änderungen

Ausnahme für die 
Förderbanken

Das Bankenpaket sieht vor, bestimmte Banken 

namentlich aus dem Anwendungsbereich der 

CRD V auszunehmen. Dazu zählen auch alle 

deutschen rechtlich selbständigen Förderban-

ken,16) inklusive der drei unter der direkten EZB-​

Aufsicht stehenden Förderinstitute. Bislang war 

als einziges deutsches Förderinstitut die Kredit-

anstalt für Wiederaufbau (KfW) aus dem An-

wendungsbereich der CRD ausgenommen.

Mit Inkrafttreten der CRD V (20 Tage nach Ver-

öffentlichung im EU-Amtsblatt, also am 27. Juni 

2019) wird die Ausnahme der Förderbanken 

vom Anwendungsbereich der CRD V rechtswirk-

sam. Sie sind dann keine CRR-​Kreditinstitute17) 

mehr und fallen damit auch nicht mehr in den 

Anwendungsbereich der SSM-​Verordnung. Da-

mit werden die in der CRD V namentlich ge-

nannten deutschen rechtlich selbständigen För-

derbanken von der BaFin und der Bundesbank 

künftig in rein nationaler Zuständigkeit beauf-

sichtigt. Dies gilt auch für die drei deutschen 

Förderbanken, die derzeit noch unter der direk-

ten Aufsicht der EZB stehen. Für die vom An-

wendungsbereich ausgenommenen Förderban-

ken18) gelten dennoch gemäß § 1a Absatz  1 

KWG weiterhin die Regelungen der CRR.

Allerdings unterliegen sie mit dem Wegfall der 

Eigenschaft als CRR-​Institut nicht mehr dem 

Anwendungsbereich der SRM-​Verordnung, des 

Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes (SAG) 

sowie des Restrukturierungsfondsgesetzes 

(RStruktFG).

Somit entfallen die Pflicht zur Erstellung von 

Sanierungs- und Abwicklungsplänen sowie die 

Pflicht zur Einzahlung von Beiträgen in den 

Europäischen Abwicklungsfonds (Single Resolu-

tion Fund: SRF). Zudem scheiden diese Institute 

aus dem Anwendungsbereich des Einlagen-

sicherungsgesetzes aus, da danach nur CRR-​

Kreditinstitute der Sicherungspflicht unterlie-

gen. Inwiefern für die jetzt ausgenommenen 

deutschen Förderbanken Anpassungen im 

deutschen Recht mit Blick auf das Förder-

geschäft erfolgen sollten, muss der Gesetz-

geber im Rahmen der CRD V-​Umsetzung ent-

scheiden.Alle deutschen 
rechtlich 
selbständigen 
Förderbanken 
sind aus dem 
Anwendungs-
bereich der 
CRD V aus-
genommen

Übergang der 
Aufsicht auf 
BaFin und 
Bundesbank

Pflicht zur 
Erstellung von 
Sanierungs- und 
Abwicklungs
plänen und 
Pflicht zur 
Einzahlung von 
Beiträgen in den 
SRF entfallen

15 Limit, welches ein Institut mit einer Risikoposition ge-
genüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener 
Kunden nicht überschreiten darf.
16 Siehe hierzu Art. 2 Abs. 5 Nr. 6 CRD V.
17 Vgl.: Art. 1 CRR; CRR-​Kreditinstitut bezeichnet gemäß 
Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 CRR ein Unternehmen, dessen Tätigkeit 
darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene 
Rechnung zu gewähren.
18 Mit Ausnahme der KfW, für die § 1a Abs. 1 KWG nicht 
gilt.
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Änderungen im Bereich 
Kreditrisiko

Mit der CRR II werden verschiedene Vorschriften 

zur Ermittlung der Mindesteigenkapitalanfor-

derungen für das Kreditrisiko geändert. So wer-

den beispielsweise die Empfehlungen des 

Baseler Ausschusses zur Eigenkapitalunter

legung von Anteilen an Investmentfonds aus 

dem Jahr 2013 in EU-​Recht übernommen. Da-

nach müssen Institute zukünftig die Eigenkapi-

talanforderungen entweder durch eine Durch-

schau auf die im Fondsvermögen enthaltenen 

Risikopositionen oder, sofern dies nicht möglich 

ist, anhand der Anlagerichtlinien des Fonds er-

mitteln. Ist einem Institut aufgrund fehlender 

Informationen beides nicht möglich, ist ein 

Risikogewicht von 1 250 % anzusetzen. Eine 

wichtige Neuerung ist, dass eine eventuelle Ver-

schuldung des Fonds (Leverage) bei der Ermitt-

lung der Kapitalanforderungen risikoerhöhend 

zu berücksichtigen ist.

Zudem wird der Anwendungsbereich des be-

reits bestehenden Unterstützungsfaktors für 

Kredite an kleine und mittlere Unternehmen 

(KMUs) ausgeweitet19) und ein neuer Unterstüt-

zungsfaktor für Infrastrukturfinanzierungen ein-

geführt.20) Dies führt im Ergebnis zu einer Redu-

zierung der bankaufsichtlichen Eigenkapital-

anforderungen für die betreffenden Risikoposi-

tionen. Mit beiden Unterstützungsfaktoren 

sollen somit Anreize für eine erweiterte Kredit-

vergabe an die entsprechenden Wirtschafts-

bereiche gesetzt werden. Aus bankaufsicht-

licher Sicht sind sowohl der KMU- als auch der 

Infrastrukturfinanzierungs-​Unterstützungsfaktor 

nicht unkritisch, da die mit ihrer Nutzung ver-

bundene generelle Reduzierung der Eigenkapi-

talanforderungen nicht zwingend auch eine Re-

duzierung des Ausfallrisikos der Forderungen 

bedeutet.

Weitere Detailregelungen betreffen zum Bei-

spiel die Ermittlung der Eigenkapitalanforderun-

gen für Mindestzahlungszusagen von Instituten 

für Garantiefondsprodukte, die nun ausdrück-

lich in der CRR klargestellt wird. Dies ist not-

wendig, um die Eigenkapitalunterlegung von 

Garantiezusagen bei Investmentfonds im Rah-

men der Altersvorsorge (Riesterrente) auf ein 

angemessenes Niveau zu begrenzen. Eine wei-

tere Neuerung betrifft die Regelungen für den 

auf internen Ratings basierenden Ansatz: Zu-

künftig können Institute Verluste, die bei einem 

großvolumigen Verkauf ausgefallener Risiko-

positionen angefallen sind, in ihren Risikopara-

meterschätzungen teilweise unberücksichtigt 

lassen.

Regulatorische Eigenmittel

Bei den Regelungen zur Definition der regulato-

rischen Eigenmittel in der CRR wurden einige 

Detailänderungen vorgenommen: So werden 

die Kriterien für die Anerkennungsfähigkeit von 

harten Kernkapitalinstrumenten (Common 

Equity Tier 1: CET 1) ergänzt: Künftig gelten die 

Anforderungen an CET 1-​Instrumente trotz 

einer Abführungspflicht aufgrund eines Ergeb-

nisabführungsvertrages als erfüllt, wenn 

gewisse Kriterien vorliegen. So muss zum Bei-

spiel das betreffende Mutterunternehmen min-

destens 90 % der Stimmrechte und des Kapitals 

der Tochter halten; zudem müssen Mutter- und 

Tochterunternehmen ihren Sitz im gleichen Mit-

gliedstaat haben. Darüber hinaus muss der Er-

gebnisabführungsvertrag aufgrund von steuer-

lichen Gründen bestehen und Institute müssen 

in der Lage sein, ihr hartes Kernkapital durch die 

Zuführung von Gewinnen in die Reserven vor 

einer Abführung an die Muttergesellschaft zu 

stärken.

Die Definition der „ausschüttungsfähigen Pos-

ten“ wird so angepasst, dass – anders als bis-

lang – faktisch alle nach nationalem Recht (in 

Deutschland nach Handelsgesetzbuch und dem 

Neue Regeln für 
die Ermittlung 
der Eigenkapital-
unterlegung von 
Fondsanteilen

Ausweitung des 
KMU-​Faktors 
und neuer 
Unterstützungs-
faktor für Infra-
strukturfinanzie-
rungen

Anrechnungs-
fähigkeit von 
harten Kern
kapitalinstru-
menten bei 
Vorliegen eines 
Ergebnisabfüh-
rungsvertrages

Anpassung der 
Definition der 
ausschüttungs-
fähigen Posten

19 Der geltende KMU-​Unterstützungsfaktor von 0,7619 
kann zukünftig bis zu einer Gesamtverschuldung des Kredit-
nehmers von 2,5 Mio € (derzeit 1,5 Mio €) verwendet wer-
den, für darüber hinausgehende Forderungsteile gilt ein re-
duzierter Faktor von 0,85.
20 Für Infrastrukturfinanzierungen, die den Kriterienkatalog 
des neuen Art. 501a der CRR erfüllen, können die Institute 
einen Unterstützungsfaktor von 0,75 nutzen.
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relevanten Gesellschaftsrecht) gebildeten Rück-

lagen21) zur Disposition des Instituts für die Aus-

schüttung auf zusätzliches Kernkapital (Additio-

nal Tier 1: AT1) stehen.22)

Schließlich wird eine neue Ausnahmeregelung 

bei den Kapitalabzügen aufgenommen. Künftig 

soll vorsichtig bewertete Software, die bisher 

wie alle immateriellen Vermögensgegenstände 

vom harten Kernkapital abzuziehen ist, vom Ab-

zug ausgenommen werden. Welche Software 

dies im Einzelnen sein wird und welche Voraus-

setzungen konkret erfüllt sein müssen, muss die 

Europäische Bankenaufsichtsbehörde (Euro-

pean Banking Authority: EBA) noch im Rahmen 

eines technischen Standards ausarbeiten.

Säule 2

Für den aufsichtlichen Überprüfungs- und Be-

wertungsprozess (Supervisory Review and Eva-

luation Process: SREP) sowie die darauf aufbau-

enden aufsichtlichen Maßnahmen nimmt die 

CRD V eine Reihe von Klarstellungen vor. Es er-

folgt nun eine klare Trennung von institutsindi-

viduellen aufsichtlichen Maßnahmen und den 

makroprudenziellen Kapitalpuffern: Zukünftig 

ist es nicht mehr zulässig, dass die Kapital-

zuschläge, welche aus dem SREP resultieren, 

auch Komponenten zur Abdeckung syste-

mischer Risiken enthalten; letztere sollen nur 

noch über makroprudenzielle Maßnahmen ad-

ressiert werden. Daneben werden für die Er-

mittlung der institutsindividuellen Kapital-

zuschläge (Pillar 2 Requirement: P2R) Leitplan-

ken vorgegeben, um die Verwaltungspraxis in 

der EU weiter zu harmonisieren.

Zukünftig sollen für die Kapitalzuschläge grund-

sätzlich die Mindestvorgaben der Säule 1 zur 

Kapitalqualität gelten. Dies bedeutet, dass sie in 

der Regel zu mindestens 56,25% mit hartem 

Kernkapital und zu mindestens 75% mit Kern-

kapital zu unterlegen sind. Die Aufsichtsbehörde 

muss begründen, wenn sie eine konservativere 

Kapitalzusammensetzung fordert.

Der Aufsicht wird zudem die Möglichkeit gege-

ben, institutsindividuelle Empfehlungen für zu-

sätzliche Eigenmittel (Pillar 2 Guidance: P2G) 

auszusprechen. Durch das so zu erreichende 

Eigenmittelniveau sollen Institute in Stresspha-

sen auftretende Verluste abdecken können, 

ohne die aufsichtlichen Mindestkapitalanfor-

derungen – bestehend aus den Säule1-​Kapital-

anforderungen und den Kapitalzuschlägen 

(P2R)  – zu unterschreiten. Für die Ermittlung 

dieser Empfehlung werden die Ergebnisse auf-

sichtlicher Stresstests herangezogen.

Ergänzend wird auch die Reihenfolge der ver-

schiedenen Kapitalanforderungen beschrieben 

(sog. Stacking Order). Die vorzuhaltenden 

Eigenmittel werden danach bei Eintritt der Risi-

ken wie folgt zur Verlustabdeckung eingesetzt: 

Zunächst werden die aufgrund der Empfehlung 

gehaltenen zusätzlichen Eigenmittel (P2G) 

herangezogen, dann die Kapitalpuffer, wie bei-

spielsweise der Kapitalerhaltungspuffer sowie 

die makroprudenziellen Kapitalpuffer. Weitere 

Verluste werden durch die zusätzlichen Eigen-

mittanforderungen (P2R) und zuletzt durch die 

Ausnahme vom 
Abzugstat-
bestand für 
bestimmte 
Software

Trennung von 
aufsichtlichen 
Maßnahmen 
und den makro-
prudenziellen 
Kapitalpuffern

Für die Kapital-
zuschläge gelten 
die Mindest
vorgaben der 
Säule 1

Institutsindivi-
duelle Empfeh-
lung als auf-
sichtliches 
Instrument

Reihenfolge 
verschiedener 
Kapitalanfor-
derungen

Säule 2: Reihenfolge der verschiedenen 
Kapitalanforderungen (Stacking Order)

Deutsche Bundesbank

P2G
Stresspuffer – keine  

automatischen aufsicht- 
lichen Maßnahmen

Kombinierte  
Pufferanforderung

Makropuffer –  
Ausschüttungsbeschrän- 

kungen bei Unterschreitung

P2R

Harte Kapitalanforderung – 
muss jederzeit eingehalten 

werdenSäule 1
(Mindestanforderungen)

21 Z. B. die nach § 150 AktG zu bildende gesetzliche Rück-
lage.
22 Damit können künftig auch Rücklagen, die gemäß § 268 
Abs. 8 HGB einem Ausschüttungsverbot unterliegen, oder 
auch die nach § 150 AktG zu bildende gesetzliche Rücklage 
von Banken für Ausschüttungen auf zusätzliches Kernkapi-
tal herangezogen werden.
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Mindesteigenmittelanforderungen der Säule1 

abgedeckt.

Für Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch erfolgt 

nach den im Jahr 2018 veröffentlichten Leit-

linien der EBA ein weiterer Schritt zur Umset-

zung der Regeln des Baseler Ausschusses aus 

dem Jahr 2016. Die EBA erhält Mandate für 

technische Standards, die unter anderem die 

Entwicklung einer standardisierten Methode zur 

barwertigen Berechnung des Zinsänderungs-

risikos umfassen. Diese Methode kann von In-

stituten genutzt oder von Aufsichtsbehörden 

angeordnet werden, falls die internen Verfahren 

nicht angemessen sind. Die Nutzung der etab-

lierten internen Systeme der Institute sollte aus 

Sicht der Bundesbank aber weiterhin der Regel-

fall bleiben.

Der bisherige Indikator für erhöhte Zinsände-

rungsrisiken (barwertiger Verlust von mehr als 

20 % der Eigenmittel) wird verschärft. Zukünftig 

gelten sowohl ein barwertiger Verlust von mehr 

als 15% des Kernkapitals in einem von sechs 

aufsichtlichen Zinsschockszenarien als auch ein 

starker Rückgang der Netto-Zinserträge in 

einem von zwei dieser Szenarien als Indikatoren 

für erhöhte Zinsänderungsrisiken.

Neue Pflicht zur Errichtung 
von Zwischenholding-​Gesell-
schaften

Für Drittstaaten-​Bankengruppen, die mindes-

tens zwei in der EU niedergelassene Tochter-

institute haben und deren Vermögenswerte in 

der EU einen Schwellenwert von 40 Mrd € 

überschreiten, wird eine neue Anforderung ein-

geführt: Sie müssen für die EU-​Tochterinstitute 

ein zwischengeschaltetes EU-​Mutterunterneh-

men (Intermediate Parent Undertaking: IPU) er-

richten. Folge der Anforderung ist, dass unter 

dieser EU-​Mutter alle Aktivitäten von in der EU 

niedergelassenen Tochterinstituten auf konsoli-

dierter Basis beaufsichtigt werden. Ziel ist es, 

damit die Aufsicht über die Drittstaaten-​Ban-

kengruppen in der EU sowie die Abwicklung 

von deren EU-​Aktivitäten zu erleichtern. In be-

sonderen Fällen wird der Aufsicht die Möglich-

keit gegeben, Strukturen mit zwei zwischen-

geschalteten EU-​Mutterunternehmen zuzulas-

sen.23)

Vorhaben eines integrierten 
Meldewesens

Meldepflichten für Kreditinstitute leiten sich aus 

dem jeweiligen bankaufsichtlichen oder statis-

tischen Zweck der Datenerhebung ab und wer-

den bislang durch die verschiedenen Verord-

nungsgeber unabhängig voneinander erlassen. 

Dies führte dazu, dass Daten für verschiedene 

Meldezwecke teils doppelt erhoben werden, da 

im Laufe der Zeit teilweise parallele Meldewege 

und -inhalte entstanden sind. Vor diesem Hin-

tergrund arbeiten das Europäische System der 

Zentralbanken (ESZB) und die EBA derzeit an Ini-

tiativen für ein integriertes europäisches Mel-

dewesen, bei dem bestehende Meldeformate 

durch granulare Meldungen, die verschiedene 

Meldezwecke erfüllen können, ersetzt werden 

sollen.

In einem ersten Schritt soll die EBA eine Mach-

barkeitsstudie für ein integriertes Meldewesen 

erstellen, das sowohl bankaufsichtliche als auch 

statistische Meldepflichten sowie Meldeanfor-

derungen der Abwicklungsbehörden umfasst.

Überarbeitung der makro
prudenziellen Regelungen

Die makroprudenziellen Instrumente werden 

künftig klarer von mikroprudenziellen Befugnis-

sen abgegrenzt. Zudem werden Überschnei-

dungen zwischen den makroprudenziellen Puf-

fern bereinigt. Die Einsatzmöglichkeiten des 

Systemrisikopuffers und der Kapitalpuffer für 

Erweiterte 
Anforderungen 
zu Zinsände-
rungsrisiken

Neue Anforde
rung für Dritt-
staaten-​Banken-
gruppen zur 
Einrichtung 
eines IPU

Überlegungen 
für Anpassungen 
im Meldewesen

Mandat der EBA 
im erweiterten 
Kontext

Klarere Abgren-
zung mikro- und 
makropruden-
zieller Befug-
nisse

23 Bspw., wenn Trennbankenregelungen im Drittstaat eine 
Anforderung zur Trennung der Geschäftsbereiche beinhal-
ten und damit der Zusammenfassung aller EU-​Geschäfts-
aktivitäten unter einer einzigen zwischengeschalteten EU-​
Mutter entgegenstehen.
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Investment Firms

Parallel zum Bankenpaket wird auf euro-

päischer Ebene auch ein neues Aufsichts-

regime für Investment Firms (IF) im Sinne der 

MiFID II (IF)1) erarbeitet. Ziel ist die Schaf-

fung eines einfacheren und passenderen 

Regel werks für diese Institute (Wertpapier-

handelsbanken und Finanzdienstleistungs-

institute im Sinne des KWG2)), welches ins-

besondere den spezifi schen Geschäfts-

modellen dieser sehr heterogenen Instituts-

gruppe Rechnung tragen soll. Nach Einfüh-

rung des neuen Aufsichtsregimes sollen 

diese IF zukünftig in drei Gruppen aufgeteilt 

werden, für die jeweils spezifi sche aufsichts-

rechtliche Anforderungen gelten. So wer-

den IF, die aufgrund ihrer Geschäftsaktivi-

täten über ein ähnliches Risikoprofi l wie Kre-

ditinstitute verfügen, ab Erreichen bestimm-

ter Geschäftsvolumina zukünftig unter die 

Defi nition als CRR 3)-Kreditinstitut gefasst 

und damit auf Basis der CRR II beaufsichtigt. 

Dazu gehören IF, die den Handel auf eigene 

Rechnung sowie das Emissionsgeschäft be-

treiben. Ab einem auf das Geschäftsvolu-

men bezogenen Schwellenwert in Höhe von 

30 Mrd € erfolgt die Beaufsichtigung durch 

die EZB im Rahmen des SSM 4). Hierdurch 

soll der systemischen Bedeutung dieser 

Institute , die in der Regel Teile von großen 

internationalen Finanzkonzernen sind, aus-

reichend Rechnung getragen werden 

(Klasse 1). Die Beaufsichtigung aller anderen 

IF erfolgt außerhalb des Anwendungs-

bereichs der SSM- Verordnung durch die 

jeweiligen nationalen Aufsichtsbehörden 

auf Basis eines neu entwickelten spe-

zifi schen Aufsichtsregimes, bei dem sich die 

Berechnung der Eigenmittelanforderungen 

eines Instituts nach dem spezifi schen Ge-

schäftsmodell richtet (Klasse 2). Zusätzliche 

Erleichterungen sind für solche IF vorgese-

hen, welche lediglich über ein begrenztes 

Geschäftsvolumen beziehungsweise Ge-

schäftsmodell verfügen (Klasse 3). Dieses 

neu entwickelte Aufsichtsregime für IF der 

Klassen 2 und 3 besteht aus mehreren Ele-

menten. Kernstück ist die Ermittlung an-

gemessener Eigenmittelanforderungen auf 

Basis von Geschäftsmodell sowie Geschäfts-

volumen eines Instituts. So werden bei-

spielsweise Eigenmittelanforderungen auf 

Basis des verwalteten Kundenvermögens, 

des Volumens der bearbeiteten Kunden-

orders sowie des Handelsvolumens in 

Finanzinstrumenten berechnet. Zusätzlich 

sieht das neue Aufsichtsregime auch Min-

destanforderungen im Hinblick auf die Liqui-

dität von Instituten sowie Regelungen zu 

den Bereichen Unternehmensführung und 

Vergütung von Mitarbeitern vor. Die erst-

malige Anwendung des neuen Regelwerks 

wird voraussichtlich im Jahr 2021 erfolgen.5)

1 Markets in Financial Instruments Directive: Finanz-
marktrichtlinie.
2 Gesetz über das Kreditwesen.
3 Capital Requirements Regulation: Kapitaladäquanz-
verordnung.
4 Single Supervisory Mechanism: Einheitlicher Euro-
päischer Aufsichtsmechanismus.
5 Die Veröffentlichung des Gesetzespaketes (Richtlinie 
und Verordnung) im Amtsblatt der EU wird für den 
Herbst 2019 erwartet.
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die systemrelevanten Institute (A-​SRI-/​G-​SRI-​Puf-

fer24)) sind nun überschneidungsfrei. Somit sind 

diese Kapitalpuffer künftig additiv anzuwenden. 

Ab einer kumulierten Pufferquote von 5% ist 

die Zustimmung der Europäischen Kommission 

erforderlich. Der Anwendungsbereich des Sys-

temrisikopuffers wurde zudem erweitert und 

flexibler ausgestaltet, sodass er alle Systemrisi-

ken adressieren kann, die nicht bereits durch die 

Kapitalpuffer für systemrelevante Institute, den 

antizyklischen Kapitalpuffer oder Maßnahmen 

der CRR 25) abgedeckt werden. Es ist nun aus-

drücklich vorgesehen, dass er künftig auch auf 

sektorale Risikopositionen und Unterkategorien 

davon angewandt werden und damit sektorale 

Risiken gezielter adressieren kann. Durch die 

Möglichkeit, mehrere Systemrisikopuffer gleich-

zeitig für unterschiedliche Risikopositionen ein-

zusetzen, erhöht sich seine Flexibilität.

Beim A-​SRI-​Puffer wird die Deckelung von 2 % 

aufgehoben. Ab einer Pufferhöhe von 3 % ist 

jedoch die Zustimmung der Europäischen Kom-

mission erforderlich. Bei der Festlegung der A-​

SRI-​Puffer haben die nationalen Behörden mehr 

Spielräume als beim G-​SRI-​Puffer. Daher gibt es 

zurzeit in Europa eine sehr unterschiedliche 

Handhabung. Die EBA erhält daher bis Ende 

2020 einen Prüfauftrag, wie eine mögliche Har-

monisierung ausgestaltet werden kann.

Bei der Methode zur Identifizierung von G-​SRI 

weicht die EU künftig vom internationalen Stan-

dard ab. Es wird eine alternative Berechnungs-

weise für den G-​SRI-​Puffer eingeführt, bei der 

Geschäfte innerhalb des Euroraums wie inlän-

dische Geschäfte betrachtet werden und damit 

unberücksichtigt bleiben. Diese Abweichung 

vom internationalen Standard beeinträchtigt 

dessen Ziel, ein globales Level Playing Field 

sicherzustellen, und ist daher kritisch zu sehen.

Proportionalität

Seit dem Entwurf der Europäischen Kommission 

zur CRR II im November 2016 hat die Bundes-

bank die Frage, wie man die regulatorischen 

Belastungen der kleinen Kreditinstitute verrin-

gern kann, ohne ihre Solvenz und Solidität zu 

beeinträchtigen, umfassend thematisiert. Die 

Relevanz der Fragestellung erschließt sich mit 

Blick auf die hiesige Struktur des Bankensektors: 

Deutschland stellt mit fast 1 500 Instituten rund 

40 % der kleineren Institute im Euroraum.

Insofern ist es zu begrüßen, dass auf EU-​Ebene 

mit dem Bankenpaket dem Proportionalitäts-

gedanken Rechnung getragen wurde. Neu ist in 

Artikel  4 CRR die Kategorie „small and non 

complex institution“, für die folgende Kriterien 

gelten:

–	 Das Institut gilt nicht als groß,26)

–	 die Bilanzsumme ist im Vierjahresdurch-

schnitt nicht größer als 5 Mrd €,27)

–	 das Institut unterliegt nicht oder nur den ver-

einfachten Anforderungen an die Sanie-

rungs- und Abwicklungsplanung,

–	 das Institut verfügt nur über ein kleines Han-

dels- und Derivatebuch,

–	 das Gesamtgeschäft („consolidated total 

assets and liabilities“) des Instituts ist zu mehr 

als 75% innerhalb des EWR,

–	 das Institut verwendet keine internen 

Modelle.28)

Darüber hinaus besteht sowohl für die Aufsicht 

als auch für das Institut eine Opt-​out-​Klausel; 

Änderungen 
beim System-
risikopuffer

Kappung des 
A-SRI-​Puffers 
entfällt

Neu ist die 
Definition einer 
„small and 
non complex 
institution“ in 
Artikel 4 CRR

24 Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute 
(A-​SRI) und für global systemrelevante Institute (G-​SRI).
25 Allerdings sind nationale Maßnahmen zur Verschärfung 
von Anforderungen der CRR (Art. 458 CRR) weiterhin nach-
rangig gegenüber dem Systemrisikopuffer.
26 Art. 4 CRR wird außerdem um eine Definition von „large 
institution“ ergänzt. Ein Institut gilt danach als „large“, 
wenn es systemrelevant ist, zu den drei größten Instituten 
des Mitgliedstaates gehört oder eine Bilanzsumme ≥ 30 
Mrd € hat.
27 Ein Mitgliedstaat darf den Schwellenwert absenken.
28 Gilt nicht für Tochterinstitute, die ein für die Banken-
gruppe entwickeltes internes Modell anwenden und die 
Bankengruppe den Offenlegungsanforderungen für große 
Institute unterliegt.
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also die Möglichkeit, sich gegen eine Klassifizie-

rung als „kleines, nicht komplexes Institut“ zu 

entscheiden.

Der Proportionalitätsgedanke 29) wird vor allem 

im bankaufsichtlichen Meldewesen weiter ver-

tieft. Die EBA hat in diesem Zusammenhang 

den Auftrag, eine Kosten-​Nutzen-​Analyse des 

aktuellen europäischen bankaufsichtlichen Mel-

dewesens, insbesondere in Bezug auf kleine 

und nicht komplexe Institute, durchzuführen. 

Die EBA soll innerhalb von 12 Monaten nach In-

krafttreten der CRR II einen Bericht sowie Emp-

fehlungen ausarbeiten, wie die Meldepflichten 

zumindest für kleine und nicht komplexe Insti-

tute verringert werden können. Das ange-

strebte Ziel ist eine durchschnittliche Kostensen-

kung im Meldewesen um mindestens 10 %, 

idealerweise aber um 20 %. Im Rahmen dessen 

und unter Beachtung einer weiterhin wirk-

samen Aufsicht wird insbesondere geprüft, ob 

bestimmte Meldepflichten bei Unterschreiten 

gewisser Schwellenwerte entfallen können und 

ob die Häufigkeit der Meldungen für kleine und 

nicht komplexe Institute verringert werden 

kann. Auch werden die zuständigen Behörden 

ermächtigt, auf bankaufsichtliche Meldungen 

zu verzichten, sofern die relevanten Daten-

punkte bereits anderweitig verfügbar sind. Des 

Weiteren soll ein möglichst weitgehender Da-

tenaustausch zwischen den verschiedenen Be-

hörden ermöglicht werden.

Ein zentraler Punkt aus Proportionalitätsper-

spektive ist zudem die Offenlegung. Da die 

Offenlegungsanforderungen darauf abzielen, 

die Marktdisziplin zu stärken, sind sie vor allem 

bei großen, kapitalmarktorientierten Instituten 

relevant.

Die Offenlegungsanforderungen werden des-

halb künftig nach Größe und Kapitalmarkt-

orientierung30) der Banken abgestuft: Die Erleich-

terungen umfassen sowohl die Frequenz als 

auch den Umfang der Offenlegung. Während 

große, kapitalmarktorientierte Institute sämtliche 

Offenlegungsvorschriften erfüllen müssen, gibt 

es für die übrigen Banken Erleichterungen. Für 

kleine, nicht komplexe und nicht kapitalmarkt-

orientierte Institute reduzieren sich die Anfor-

derungen auf die jährliche Offenlegung weniger 

regulatorischer Kennzahlen (sog. „key metrics“, 

wie z. B. Angaben zu verwendetem Rechnungs-

legungsstandard, Kapitalquoten, risikogewichte-

ten Aktiva (RWA) und den Kapitalpuffern).

Neue Regelungen im 
Bankenabwicklungsrecht

Wesentliche Elemente der Überarbeitung des 

EU-​Bankenabwicklungsrechts sind die Imple-

mentierung global vereinbarter Regeln und die 

sich daraus ergebenden Anpassungen beste-

hender Vorschriften. Das FSB veröffentlichte 

2015 den TLAC-​Standard, der nun in euro-

päisches Recht umgesetzt wird. Der TLAC-​Stan-

dard gilt nur für G-​SRI. Diese sollen ein Mindest-

volumen an Verbindlichkeiten vorhalten, die im 

Falle einer Abwicklung abgeschrieben oder in 

haftendes Eigenkapital umgewandelt werden 

können. Ziel ist es, die Abwicklung einer sys-

temrelevanten Bank ohne Rückgriff auf öffent-

liche Mittel (sog. Bail-​out) zu ermöglichen. Zur 

Zeit der Veröffentlichung des TLAC-​Standards 

hatte der europäische Gesetzgeber im Rahmen 

der BRRD bereits eine ähnliche Vorgabe ein-

geführt – die Mindestanforderung an Eigenmit-

tel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkei-

ten (MREL).31) Diese hat ebenfalls zum Ziel, dass 

Banken ein gewisses Volumen an Bail-​in-​fähi-

gen Verbindlichkeiten vorhalten. Jedoch wurde 

MREL für alle europäischen Banken konzipiert, 

unabhängig von ihrer Größe beziehungsweise 

Systemrelevanz. Zudem soll die Anforderung 

von der Abwicklungsbehörde institutsspezifisch 

festgelegt werden, es gab also bisher keine ge-

setzliche Mindestvorgabe. Das europäische 

Stärkere Berück-
sichtigung von 
Proportionalität 
im bankaufsicht-
lichen Melde
wesen

Proportionalität 
bei der Offen
legung beson-
ders ausgeprägt

Gestaffelte 
Anforderungen 
nach Größe und 
Kapitalmarkt-
orientierung

Umsetzung der 
Vorgaben des 
TLAC-Standards 
des FSB und 
Angleichung der 
Anforderungen 
von TLAC und 
MREL

29 Meldeumfang und Meldehäufigkeit hängen entschei-
dend von der Komplexität der verwendeten Ansätze zur 
Messung der Eigenmittelanforderung und der Überschrei-
tung gewisser Schwellenwerte ab. Es liegt damit bereits 
eine inhärente Proportionalität zugrunde.
30 Kapitalmarktorientierung, d. h. ob das Institut Wert-
papiere an einem regulierten Markt eines Mitgliedstaates 
emittiert hat, ist ein zusätzliches Kriterium im Bereich der 
Offenlegung.
31 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2016).
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Recht wurde nun überarbeitet, um eine An-

gleichung der beiden Anforderungen zu er-

reichen.

Implementierung einer MREL-
Mindestanforderung und 
Einführung einer neuen 
Kategorie: „Top Tier“-Banken
Im Einklang mit dem TLAC-​Standard wird eine 

feste MREL-​Quote für G-​SRI in Bezug auf die 

RWA und die Bemessungsgrundlage für die Ver-

schuldungsquote (Leverage Ratio Exposure: 

LRE) eingeführt, die nicht unterschritten werden 

darf. Die Einführung erfolgt ab Inkrafttreten des 

Bankenpakets – in zwei Schritten werden die 

Anforderungen auf RWA-​Basis und LRE-​Basis 

sukzessive erhöht (siehe oben stehende Tabelle).

Darüber hinaus hat der europäische Gesetz-

geber entschieden, den Kreis der Banken, für 

die eine gesetzliche Mindestquote gilt, über 

G-SRI hinaus zu erweitern. Dafür wird in der 

BRRD II (und SRM-​VO II) eine neue Kategorie so-

genannter „Top Tier“-Banken eingeführt. Hie-

runter fallen Nicht-​G-​SRI mit einer Bilanzsumme 

von über 100 Mrd €. Institute, die dieses Krite-

rium nicht erfüllen, können unter bestimmten 

Bedingungen von der Abwicklungsbehörde 

dennoch als „Top Tier“-Bank klassifiziert werden 

(Fishing Option32)), wenn der Ausfall der jewei-

ligen Bank nach Ansicht der Abwicklungs-

behörde 33) ein systemisches Risiko darstellen 

würde.

Implementie-
rung von TLAC 
für G-​SRIs

Neu: Kategorie 
der „Top Tier“-
Banken

MREL im Überblick

 

Position G- SRIs

„Top Tier“-Banken
(> 100 Mrd € Bilanzsumme
und Fishing-Option)

andere Banken
(für die eine Abwicklung
vorgesehen ist)1)

Ab Inkrafttreten
des Bankenpakets

16 % RWA
6 % LRE
ggf. höhere institutsspezifi sche 
Anforderung 2)

Institutsspezifi sche
Anforderung 2)

Institutsspezifi sche
Anforderung 2)

Ab 2022 18 % RWA
6,75 % LRE
ggf. höhere institutsspezifi sche 
Anforderung 2)

13,5 % RWA
5 % LRE
ggf. höhere institutsspezifi sche 
Anforderung 2)

Institutsspezifi sche
Anforderung 2)

Ab 2024 siehe oben,
zusätzlich 8 % TLOF 3)

siehe oben,
zusätzlich 8 % TLOF 3)

(aber höchstens 27% RWA)

Institutsspezifi sche
Anforderung; 2)

zusätzlich 8 % TLOF 3) 
im Ermessen der 
Abwicklungsbehörde

Nachranganforderung 4) Grundsätzlich Ja 5) Einzelfallentscheidung
(NCWO- Prüfung)

1 Für Banken, für die eine Insolvenz vorgesehen ist, wird die Abwicklungsbehörde MREL in Höhe des Verlustabsorptionsbetrages (= Min-
destkapitalanforderungen) festlegen. 2 Ausgangsformel zur Berechnung der institutsspezifi schen Anforderung: 2 * P1 + 2 * P2 + CBR + 
Marktvertrauenszuschlag bzw. 2 * LRE. 3 Gesamtverbindlichkeiten (Total Liabilities and Own Funds: TLOF). 4 Die Höhe der Nachranganfor-
derung wird gesetzlich begrenzt. So darf die Abwicklungsbehörde die Erfüllung der institutsspezifi schen MREL- Anforderung mit nach-
rangigen Instrumenten maximal in Höhe von 8 % TLOF bzw. einer gesetzlich vorgesehenen Formel (sog. „prudential formula“: 2P1 + 2P2R 
+ CBR) verlangen. 5 Ausnahmen gemäß Art. 72b Abs. 3 – 5 CRR möglich.

Deutsche Bundesbank

32 Hinsichtlich der „Top Tier“-Banken, bezüglich derer die 
Fishing Option ausgeübt wurde, unterscheiden sich die Re-
gelungen in der BRRD II und SRM-​VO II dahingehend, dass 
in der BRRD II die zuständige Abwicklungsbehörde nach 
Konsultation der Aufsichtsbehörde bestimmen kann, ob für 
ein Institut mit einer Bilanzsumme unter 100 Mrd € die Min-
destanforderungen für „Top Tier“-Banken angewendet wer-
den sollen. In der SRM-​VO II dagegen erfolgt eine entspre-
chende Klassifizierung als „Top Tier“-Bank auf Ersuchen der 
nationalen Abwicklungsbehörde an das Single Resolution 
Board (SRB).
33 Nach Konsultation der Aufsichtsbehörde.
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Eine europäische Besonderheit ist zusätzlich die 

Einführung einer Mindestanforderung in Höhe 

von 8 % der Gesamtverbindlichkeiten (Total Li-

abilities and Own Funds: TLOF) für G-​SRI und 

„Top Tier“-Banken ab dem Jahr 2024. Diese ist 

nicht in den TLAC-​Vorgaben vorgesehen. Hin-

tergrund ist, dass das geltende Abwicklungsrah-

menwerk für einen Rückgriff auf die Mittel aus 

dem Abwicklungsfonds (SRF) grundsätzlich eine 

vorherige Verlustbeteiligung der Eigentümer 

und Gläubiger von mindestens 8 % der TLOF 

verlangt. So kann durch diese zusätzliche Anfor-

derung sichergestellt werden, dass große/​sys-

temrelevante Banken die Zugangsvoraussetzun-

gen zur Nutzung des SRF erfüllen (können). Da-

durch wird die Abwicklungsfähigkeit der Banken 

verbessert und in der Konsequenz die Funk-

tionsfähigkeit und damit die Glaubwürdigkeit 

des Abwicklungsregimes gestärkt. Die höchste 

der drei beschriebenen Anforderungen (RWA, 

LRE und TLOF) entfaltet letztlich Bindungswir-

kung für das Institut.

Grundsätzlich wird MREL für alle europäischen 

Banken institutsspezifisch von der Abwicklungs-

behörde festgesetzt. Für G-​SRI und „Top Tier“-

Banken hat die Abwicklungsbehörde damit 

auch die Möglichkeit, über die geltenden Min-

destanforderungen hinaus institutsspezifisch 

höhere Anforderungen festzusetzen. Für alle 

Nicht-​G-​SRI und Nicht-„Top Tier“-Banken wird 

es (nach wie vor) keine gesetzlich definierte 

Mindesthöhe für die MREL-​Anforderung geben.

Für Institute, für die im Rahmen der Abwick-

lungsplanung (mangels öffentlichen Interesses 

an einer Abwicklung) ein reguläres Insolvenz-

verfahren vorgesehen ist, wird die Abwicklungs-

behörde die MREL-​Anforderung in Höhe des 

Verlustabsorptionsbetrages, das heißt in Höhe 

der bankaufsichtlichen Mindesteigenkapital-

anforderungen, festsetzen.34)

Überarbeitung der 
bestehenden Regelungen 
zur MREL-​Festsetzung

Mit der Überarbeitung der BRRD wird auch die 

Ausgestaltung der MREL-Festsetzung konkreti-

siert. MREL setzt sich aus einem Verlustabsorp-

tions- und einem Rekapitalisierungsbetrag zu-

sammen, die auf RWA-​Basis und LRE-​Basis kali-

briert werden. So kommen sowohl risikoorien-

tierte RWA als auch eine von der Risikomessung 

unabhängige Komponente (LRE) zum Tragen. 

Bislang fanden sich entsprechende Vorgaben 

zur Kalibrierung in der delegierten Verordnung 

zu MREL 35). Diese werden nun in angepasster 

Form in die BRRD übernommen.

Für die MREL-​Kalibrierung auf RWA-​Basis wird 

sowohl für den Verlustabsorptions- als auch für 

den Rekapitalisierungsbetrag auf die Eigenmit-

telanforderungen (d. h. Säule 1- und Säule 2-​

Kapitalanforderungen) abgestellt. Über diesen 

Betrag hinaus kann die Abwicklungsbehörde 

einen zusätzlichen Puffer (Marktvertrauenspuf-

fer)36) für die Absorption möglicher zusätzlicher 

Verluste oder die Wiederherstellung des Markt-

vertrauens festlegen.

Für die Kalibrierung von MREL auf Basis des LRE 

gilt jeweils für den Verlustabsorptions- und den 

Rekapitalisierungsbetrag eine Anforderung in 

Höhe von 3 % LRE, das heißt insgesamt 6 % 

LRE. Ein Marktvertrauenspuffer ist bei der LRE-​

basierten MREL-​Anforderung nicht vorgesehen.

Neben den beiden oben genannten Größen 

kann die Abwicklungsbehörde im Rahmen der 

institutsindividuellen MREL-​Festsetzung die für 

den Zugang zum SRF vorgesehene 8 %-TLOF-​

8 % der TLOF als 
zusätzlicher 
Backstop

Institutsindivi-
duelle Festset-
zung von MREL 
für Nicht-​G-​SRIs 
und Nicht-​„Top-​
Tier“-Banken

RWA-
Kalibrierung: 
2 * P1 + 2 * P2R + 
CCBR + Marktver-
trauenszuschlag

LRE-​Kalibrierung: 
2 * LRE

Orientierungs-
größe: Bail-​in in 
Höhe von 8 % 
für den Zugang 
zum SRF

34 Dies gilt auch für Institute, für die eine Institutssicherung 
besteht.
35 Delegierte Verordnung (EU) 2016/​1450 vom 23. Mai 
2016.
36 Dabei wird der Marktvertrauenspuffer definiert als der 
Betrag der kombinierten Pufferanforderung abzüglich des 
antizyklischen Kapitalpuffers. Die kombinierte Pufferanfor-
derung kann in der EU folgende Kapitalpuffer beinhalten: 
Kapitalerhaltungspuffer, antizyklischer Kapitalpuffer, Kapi-
talpuffer für global oder anderweitig systemrelevante Insti-
tute und Systemrisikopuffer.
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Gläubigerschutz

Regelungen zum Schutz von  
Kleinanlegern

Im Rahmen von Krisenfällen in der Euro-

päischen Union hat sich in der Vergangen-

heit gezeigt, dass eine Verlustbeteiligung 

von Kleinanlegern problematisch sein kann. 

Da sich aus diesem Grund die Anwendung 

des Bail- in- Instruments schwierig gestalten 

kann, sind in der BRRD II1) gewisse Schutz- 

beziehungsweise Vorbeugemaßnahmen für 

Kleinanleger vorgesehen, die in nachrangige 

MREL 2)- fähige Instrumente investieren 

möchten. So können die Mitgliedstaaten 

entscheiden, für den Verkauf nachrangiger 

Verbindlichkeiten eine Mindeststückelung 

von 50 000 € vorzuschreiben.

Neue Gläubigerhierarchie beim Bail- in

Die teilweise Anpassung der Gläubigerhie-

rarchie war ebenfalls Bestandteil des Ban-

kenpakets, wurde aber bereits Ende 2017 in 

einer Änderungsrichtlinie zur BRRD3) im EU- 

Amtsblatt veröffentlicht. Hintergrund für die 

Harmonisierung war, dass es in einigen Mit-

gliedstaaten unterschiedliche Ansätze bei 

der Schaffung einer neuen Klasse („non- 

preferred senior“) von Verbindlichkeiten 

gab, die nachrangig gegenüber anderen 

Verbindlichkeiten (sog. „ordinary senior 

debt“) gestellt sind.4) Dabei hat sich der 

1 Bank Recovery and Resolution Directive: Richtlinie zur 
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten.
2 Minimum Requirement for own funds and Eligible 
Liabilities: Mindestanforderungen an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten.
3 Vgl.: Europäische Kommission (2017).
4 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2016).

Neue Gläubigerhierarchie beim Bail-in
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europäische Gesetzgeber an dem franzö-

sischen Ansatz orientiert, das heißt für die 

neue Klasse das Konzept der vertraglichen 

Nachrangigkeit etabliert. Demnach müssen 

„Non- preferred senior“-Verbindlichkeiten 

folgende Bedingungen erfüllen:

– Die ursprüngliche vertragliche Laufzeit 

des Schuldtitels beträgt mindestens ein 

Jahr;

– der Schuldtitel beinhaltet kein derivatives 

Element und ist selbst kein Derivat;

– die vertragliche Dokumentation enthält 

einen expliziten Hinweis auf die Nach-

rangstellung.

Zur Umsetzung dieser Änderungsrichtlinie 

wurde § 46 f. Absätze 5 –7 KWG5) mit Wir-

kung zum 21.  Juli 2018 entsprechend ge-

ändert. Im Einklang mit der Änderungsricht-

linie gilt für ausstehende deutsche Bank-

schuldverschreibungen, für die nach der al-

ten Rechtslage ein sogenannter gesetzlicher 

Nachrang vorgesehen war, Bestandsschutz 

(sog. „grandfathering“)6) (vgl. Schaubild auf 

S. 46).

Exkurs: Common Backstop

Bereits im Dezember 2013 beschlossen die 

Minister der Eurogruppe und des ECOFIN 

die Errichtung einer fi skalischen Letztsiche-

rung (Common Backstop) für den Single Re-

solution Fund (SRF). Dieser Common Back-

stop soll die Schlagkräftigkeit des SRF er-

höhen, unter anderem die Kreditaufnahme 

für den SRF erleichtern und damit dessen 

Funktionsfähigkeit sicherstellen.

Im Dezember 2018 hat sich die Eurogruppe 

darauf geeinigt, dass der Europäische Sta-

bilitätsmechanismus (ESM) den Common 

Backstop für den SRF bereitstellen soll, und 

zugleich Bedingungen für eine mögliche 

vorzeitige Einführung des Common Back-

stops formuliert: Eine wesentliche Rolle 

spielt dabei die Risikoreduzierung im Ban-

kensektor (u. a. mit Blick auf sog. NPL). Ob 

diese Risikoreduzierung ausreichend ist und 

damit eine vorzeitige Einführung des Back-

stops rechtfertigt, soll 2020 beurteilt wer-

den.7)

Der Common Backstop soll in Form einer 

revolvierenden Kreditlinie durch den ESM 

ausgestaltet werden und dadurch zusätz-

liche Mittel für den SRF bereitstellen kön-

nen. Gleichzeitig soll er das Instrument der 

direkten Rekapitalisierung des ESM ersetzen. 

Die Größe des Common Backstops soll ma-

ximal der des SRF entsprechen (mindestens 

1% der gedeckten Einlagen, aktuelle Schät-

zung derzeit ca. 65 Mrd €). Eine politische 

Einigung wurde auch hinsichtlich der Kon-

kretisierung des Kriteriums der mittelfris-

tigen fi skalischen Neutralität erzielt: Die 

Rückzahlung der öffentlichen Mittel soll 

über außerordentliche, nachträglich er-

hobene Bankenabgaben innerhalb von drei 

Jahren mit einer möglichen Verlängerung 

um bis zu zwei Jahre erfolgen.

Grundsätzlich kann die Schaffung eines 

Common Backstops für den SRF befürwor-

tet werden. Eine vorzeitige Einführung darf 

aber nur nach Vornahme ausreichender 

Risikoreduzierungsmaßnahmen erfolgen. 

Dies sollte sorgfältig geprüft werden, um 

eine Vergemeinschaftung von Altrisiken zu 

vermeiden.

5 Gesetz über das Kreditwesen.
6 Für Schuldtitel, die vor dem 21. Juli 2018 begeben 
worden sind, gilt § 46 f. Abs. 5 – 7 KWG in der bis zum 
20. Juli 2018 geltenden Fassung fort.
7 Die Beurteilung dazu soll (zumindest) den Aufbau von 
MREL entsprechend der Zielvorgaben bis 2024 sowie 
den Abbau von Non- Performing- Loans (NPL) (Ziel: 5 % 
Brutto- NPLs bzw. 2,5 % Netto- NPLs und angemessene 
Rückstellungen) für alle SRB- Banken beinhalten.
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Anforderung 37) berücksichtigen, wenn eine 

potenzielle Nutzung der SRF-​Mittel im Abwick-

lungsfall möglich sein soll.

Nachranganforderung 
(Subordination)38)

Ein wesentliches Element der TLAC-​Vorgaben ist 

das sogenannte Nachrangkriterium. Neben den 

Eigenmitteln eines Instituts sind grundsätzlich 

nur solche Verbindlichkeiten anrechenbar, die 

nachrangig gegenüber bestimmten anderen 

Verbindlichkeiten (z. B. Einlagen, Derivaten) 

sind. Nur unter bestimmten Voraussetzungen 

sind Ausnahmen vorgesehen.39) Vor dem Hin-

tergrund, dass der TLAC-​Standard nur für G-​SRI 

gilt, stellte sich im Rahmen der Verhandlungen 

des Bankenpakets die Frage, ob – und wenn ja 

in welcher Höhe  – ein verpflichtendes Nach-

rangkriterium für alle Banken eingeführt wer-

den sollte.

Im Ergebnis wird in Zukunft zwischen den oben 

genannten Kategorien differenziert: G-​SRI und 

„Top Tier“-Banken müssen die künftig geltende 

MREL-Mindestanforderung grundsätzlich mit 

nachrangigen Instrumenten erfüllen. Für alle 

anderen Banken entscheidet die Abwicklungs-

behörde, in welcher Höhe die institutsspezifisch 

festgesetzte MREL-​Anforderung mit nachrangi-

gem Kapital (d. h. Eigenmittel und nachrangige, 

MREL-​fähige Verbindlichkeiten) zu erfüllen ist.40) 

Dies gilt auch für die verpflichtenden Mindest-

anforderungen übersteigende institutsspezi-

fische Anforderungen bei G-​SRI und „Top Tier“-

Banken. Das Ermessen der Abwicklungsbehör-

den wird jedoch der Höhe nach begrenzt.

Ausblick

Mit dem Inkrafttreten des EU-​Bankenpakets ist 

die Überarbeitung der europäischen Banken-

regulierung nicht abgeschlossen. So hat die 

Europäische Kommission bereits mit den Arbei-

ten zur CRR III und CRD VI begonnen. Dabei sol-

len die Elemente des vom Baseler Ausschuss für 

Bankenaufsicht im Dezember 2017 beschlos-

senen Basel III-​Reformpakets 41) in europäisches 

Recht übergeleitet werden. Dazu zählen die 

neuen Ansätze zur Ermittlung der RWA und da-

mit der Eigenkapitalanforderungen für Kredit-

risiken (Kreditrisiko-​Standardansatz und auf 

internen Ratings basierende Ansätze), die Ab-

schaffung des Modelleansatzes im operationel-

len Risiko und der verbleibende neue Standard-

ansatz, die Untergrenze für die Eigenkapital-

anforderung (Output-​Floor) von 72,5% für In-

stitute, die ihre Risiken mit internen Modellen 

berechnen, und das überarbeitete Verfahren für 

die Berechnung der Credit Value Adjustments 

im Derivategeschäft.

Zur Vorbereitung eines entsprechenden Legisla-

tivvorschlags hat die Europäische Kommission 

im Mai 2018 die EBA beauftragt, die Auswir-

kungen des Baseler Reformpakets auf die euro-

päische Kredit- und Realwirtschaft zu unter-

suchen und potenzielle Regulierungsoptionen 

zur Umsetzung von Basel III in EU-​Recht aus-

zuloten. Auf Basis des EBA-​Berichtes wird die 

Europäische Kommission einen Legislativvor-

schlag zur Änderung der CRR ausarbeiten. Die-

ser wird voraussichtlich in der ersten Jahres-

hälfte 2020 vorgelegt.

Obergrenze für 
Nachranganfor-
derung zur 
Erfüllung der 
institutsspezi-
fischen MREL-​
Anforderung

Es laufen bereits 
die Vorarbeiten 
zur CRR III und 
CRD VI

Auswirkungs-
analyse durch 
die EBA

37 Vor Nutzung des Abwicklungsfonds gilt grundsätzlich 
die Bedingung, dass zunächst 8 % der gesamten Verbind-
lichkeiten und Eigenmittel zur Verlustabsorption und Re-
kapitalisierung herangezogen werden müssen.
38 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2016).
39 So ist es G-​SRI gemäß Art. 72b Abs. 3 CRR II in Verbin-
dung mit Art. 494 Abs. 2 CRR II u. U. erlaubt, Verbindlich-
keiten, die im Übrigen alle Kriterien außer jenem der Nach-
rangigkeit erfüllen, in Höhe von 2,5 % (bzw. ab 2022 3,5 % 
der RWA) als MREL-​Instrumente anzurechnen. Weiterhin 
wird die im TLAC-Standard vorgesehene sog. „de minimis“-
Ausnahme in Art. 72b Abs. 4 CRR II umgesetzt; hiernach ist 
das Nachrangigkeitskriterium nicht verpflichtend, sofern als 
„eligible liabilities” (berücksichtigungsfähige Verbindlichkei-
ten) im Sinne des Art. 72a Abs. 2 CRR II ausgeschlossene 
Verbindlichkeiten, die gleich- oder nachrangig zu „eligible 
liabilities” sind, weniger als 5 % gemessen an den „own 
funds“ und „eligible liabilities“ des Instituts ausmachen. 
D. h. Nachrangigkeit ist nicht erforderlich, wenn der Anteil 
der von berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten aus-
geschlossenen Verbindlichkeiten, die im gleichen Rang mit 
berücksichtigungsfähigen Instrumenten stehen, gering ist.
40 Eine wesentliche Rolle im Rahmen dieses Ermessens 
spielt, inwieweit ein Risiko von Verstößen gegen das No-​
Creditor-​Worse-​Off-​Prinzip (d. h. ein Gläubiger darf im Rah-
men eines Abwicklungsverfahrens nicht schlechter gestellt 
werden als in einem Insolvenzverfahren) besteht.
41 Vgl.: https://www.bis.org/bcbs/publ/d424.htm.
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Zur Abarbeitung der Folgen der Finanzkrise ge-

hört in Europa weiterhin die Reduzierung beste-

hender Risiken in den Bilanzen europäischer 

Banken und die Vollendung der Bankenunion. 

Allerdings bildet das Bankenpaket nur einen der 

geforderten Bausteine für eine angemessene 

Risikoreduzierung. Offen sind beispielsweise 

noch die Angleichung des Insolvenzrechts so-

wie die Regulierung von Risikopositionen aus 

Staatsanleihen, die im Rahmen der Basel III-​Fina-

lisierung ausgeklammert worden war. Außer-

dem ist es wichtig, tatsächliche Fortschritte 

beim Abbau der NPL-​Quoten sowie dem Auf-

bau von Bail-​in-​Puffern zu erzielen.

Vollendung der 
Bankenunion
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